Extra⸗ Blatt 


zum 


Bekanntmachung. 


Nachdem durch Kaiſerliche Verordnung vom 18. d. Mts. beſtimmt worden iſt, daß die 
allgemeinen Wahlen für den Reichstag am 28. Oktober d. Js. vorzunehmen find, ſetze ich auf 
Grund des § 2 des Reglements vom 28. Mai 1870 (Bundes⸗Geſetz⸗Blatt S. 275) den Tag, an 
welchem die Auslegung der Wählerliſten zu beginnen hat, 


auf den 30. September d. J. 
hierdurch feſt. 
Berlin, den 20. September 1884. 


Der Miniſter des Innern. 


v. Puttkamer. 


Ausgegeben am 23. September 1884. Druck der N. Kanterſchen Hofbuchdruckerei. 
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I. Grundlage der Geſellſchaft. 


A. Sründung. 


8 1. 
Die unter dem Namen 
Lächſiſche Vieh-Verſicherungs-Bank 
gebildete Genoſſenſchaft gewährt ihren Mitgliedern Verſicherung 
gegen Verluſte in ihrem Viehſtande nach Maßgabe des gegen⸗ 
pue: MC 5 i à 
ie Genoſſenſchaft ijt auf Gegenſeitigkeit ihrer Mitglied 

gegründet und hat juriſtiſche Persal keit. 8 


B. Domicil. 


8 2. 
Der Sitz der Genoſſenſchaft iſt Dresden. 


O. Zweck. 
B 3. 

Die Verſicherung ſoll zu keinem Gewinn führen, fondern 
nur zum Grjape des dem Verſicherten ohne ſein FEM ent⸗ 
ſtandenen wirklichen Verluſtes. 

Die Bank Pa den Schaden, welcher ohne Verſchulden des 

€ den Tod ber verſicherten Thiere oder durch 
nothwendig gewordenes Tödten derſelben entſtanden iſt, mag die 
unmittelbare Todesurſache oder bie Nothwendigteit des Tödtens 
herbeigeführt ſein durch Kraukheiten, Seuchen oder ſonſtige Un⸗ 
glücksfälle, ſoweit letztere nicht ausdrücklich im $ 31 des gegen⸗ 
mättigen Statuts ausgenommen find, und nicht nach Reichs⸗ 
oder Landes⸗Geſetzen eine Schaden⸗Vergütung ſtattfindet. Kur⸗ 
und Fütterungskoſten ſind in keinem Falle erſabwflichtig 
, Die Verſicherung erſtreckt jtd) auf Pferde, Maulthiere, Eſel, 
Rindvieh, Schweine, Ziegen, Schafe und Hunde. 


D. Ausdehnung. 


8 4. 
" Die Thätigkeit der Bank erſtreckt fid) auf das deutſche Reich, 
aun aber nach Beſchluß der General⸗Direction im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Verwaltungsrathe auch auf andere Staaten aus⸗ 
gedehnt werden. 


E, Mitgliedſchaft und Verwaltungsgrundſätze. 


Bao 
Die Mitgliedſchaft an der Genoſſenſchaft wird erworben durch 
Abschluß des Verſicherungs⸗Vertrags mit der Bank. 
Die Bank kann Verſicherungs⸗Anträge ohne Angabe von 
Bun ablehnen. 
, Mit dem Erlöſchen des Verſicherungs⸗Vertrags erreicht die 
Mitgliedſchaft ihre Endſchaft. ; 


8 6. 
Erreichung der Zwecke der Bank dienen folgende Mittel: 
die von den Mitgliedern zu zahlenden Verſicherungs⸗ 
Prämien und die von ihnen nach 88 13 und 15 zu er⸗ 
legenden Anzahlungen; 
2. ME 5 10% muU Reſervefonds nach Maßgabe ber 58 
der ae e Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds nach 
Maßgabe des 8 36; 
die Zinſen vom Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds, Reſerve⸗ 
fonds und von den etwaigen ſonſtigen Beſtänden; 
extraordinäre Einnahmen. 


Zur 


8 


resden. 


8 7. 

Die Prämien werden je nach der Größe des einzelnen Riſikos 
von der General⸗Direction feſtgeſtellt und ſollen nicht weniger als 
2½ Procent und nicht mehr als 10 Procent der Verſicherungs⸗ 
ſumme betragen. 

88. 

Die von den Mitgliedern zu zahlenden Prämien dürfen ohne 
deren Zuſtimmung während der Dauer des erſicherungsvertrags 
nicht erhöht werden. i : 

Süettere Leiſtungen zu Vereinszwecken als bie bedungenen 


feſten Prämien, können den Mitgliedern weder in der 
Form von Zu⸗ oder Nachſchüſſen noch in anderer Weiſe ange⸗ 
Inne werden; vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 88 13 
und 15. 2 


8 9, 
Von ber Verſicherung find ausgeſchloſſen 2 : 
1. Thiere, welche mit innern oder äußern Krankheiten 
behaftet ſind, - 
2. Thiere, welche in ungeſunden Ställen ſtehen, 
3. Thiere in oder aus Ställen, worin innerhalb der letzten 
ſechs Monate vor beantragter Verſicherung Rinderpeft, 
Lungenſenche, Milzbrand, Rotz, Wurm, Räude oder 
Pocken vorgekommen ſind, 
4. Pferde, Maulthiere und Eſel im Alter unter 12 Mo⸗ 
naten und über 15 Jahre, 
Rindvieh im Alter unter 6 Monaten, v 
Schweine, Ziegen und Schafe im Alter unter 8 Mongten. 
Hinſichtlich anderer Thiergattungen bleibt es der General⸗ 
Direction überlaffen, die Zulaſſigkeit der Verſicherung an be⸗ 
ſtimmte Altersgrenzen zu binden. 1 3 . 
Bei bereits verſicherten Pferden bedingt im Schadenfüllen 
der Beginn des vierzehnten Jahres eine alljährliche Herabmin⸗ 
derung der Verſicherungsſumme um zehn Prozent. 


8 10. 
Der Verſicherungs⸗Vertrag wird in der Regel auf ein Jahr 
geſchloſſen; es kann jedoch auch auf kürzere Zeit, wiewohl nicht 
unter 6 Monaten, und auf längere Dauer, aber nicht über 


5 Jahre verſichert werden. 5 
Verſicherungen auf 6 Monate zahlen die Jahres⸗Prämie. 
8 11. 


Verſicherungen mit außergewöhnlich gefährlichem Riſiko, ſo⸗ 
wie Ruckverſicherungen anderer gleicher Geſellſchaften oder kleiner 
Vieh⸗Verſicherungs⸗Verbände werden unter beſonders zu verein⸗ 
barenden, von der General⸗Direction feſtzuſetzenden Bedingungen 
abgeſchloſſen. 


II. Bedingungen der Verſicherung. 


A. Obliegenheiten bei der Verſicherungsnahme. 
8 12. 


Wer bei der Bank Verſicherung nehmen will, hat dies auf 
einem von der General⸗Direction beſtimmten Formulare ſchriftlich 
zu beantragen. 

Wer einen Verſicherungs⸗Antrag ſtellt, verpflichtet ſich im 
Falle der Annahme des Antrags ſchon hierdurch und ohne daß 
es einer weiteren Erklärung bedarf, ſich dem Statut und allen 
etwaigen geſetzmäßig vereinbarten Nachträgen und Abänderungen 
zu unterwerfen. 


Der Antraaſteller hat die Stückzahl und den Geſundheitszu⸗ 
iw des zur Verſicherung beantragten Viehſtandes durch einen 
ſtaatlich approbirten Thierarzt, falls folder im Orte oder eine 
ſtündiger heften wohnt, oder auf andere von der General⸗ 
Direction zu beſtimmende Weiſe eſtſtellen zu laſſen und den Ge⸗ 
ſammt⸗Werth der verſicherungsfähigen ktückzahl jeder Thier⸗ 
gattung des zur Verſicherung gebrachten Viehſtandes anzugeben. 

ie Verſicherungsſumme muß durch 10 theilbar ſein. 

Bei Pferden, Maulthieren, Eſeln und Hunden muß, bei dem 
Rindvieh kann ein Signalement und eine beſcheinigte Taxe ein⸗ 
gereicht werden. $18 


Der Verſicherungsnehmer hat bei Stellung ſeines Antrages 
von der angegebenen Verſicherungsſumme 1% zu zahlen, wo⸗ 
von ½% als Eintrittsgeld und 7% nach $ 37 auf den zu er⸗ 
richtenden Reſervefonds verrechnet werden Bei Ablehnung des 
Antrages wird dieſe Anzahlung nach Abzug der baaren Muse 
lagen zurxückerſtattel. Bei nicht erfolgter Einlöſung der Police 
verfällt obiges 1%, der Bank. 

8 14. 


Der Antragſteller iſt drei Wochen an ſeinen Antrag gebunden, 
innerhalb welcher Friſt fid) die General⸗Direction über Annahme 
oder Ablehnung e zu erklären hat. 

Inm Fall der Annahme des Antrags wird dem Antragſteller 
eine von der General⸗Direction auszuſtellende Police nebſt einem 

Exemplar des Statuts eingehändigt. Die Police ſtellt den Beginn 
und die Dauer der len teft, und hat einen Auszug des 
Statuts, ſowle ſonſtige eſtimmungen der Genergl⸗Directlon auf 
Grund des Statuts und insbeſondere die ausdrückliche Bemerkung 
zu enthalten, daß der Verſicherte an die Vorſchriften des Statuts 
gebunden ſei. : 

Der Inhalt des Antrags, ber 


' Police und des Statuts fub 
für bie Beurtheilung des 


Vertragsverhältniſſes maßgebend. 

B 16, 

Gegen Auzhändigung der Pollee hat her Verſicherte die in der 
pe 1 Verſicherungsprämie nebſt den Policegebühren 
zu bezahlen. 

die Policegebübren betragen bei einer er ET 
von weniger als 600 Mark 2 Mark und bei einer gerſicherungs⸗ 
umme von 600 Mark uns darüber 3 Mark incl. Porto bis zur 

ushändigung. 

Wenn nach dem Geſetze des Staates, wo der Verſicherungs⸗ 
Vertrag zum Abſchluſſe oder zur Erfüllung gelangt, die Police 
oder andere von der Bank oder dem Verſicherten auszuſtellende 
Urkunden einer Stempelabgabe oder ſonſtigen Steuer unterliegen, 
ſo ſind dergleichen Abgaben und Steuern von dem Verſicherten 
zu bezahlen. 

Bei Prolongatlonen und Aenderungen des urſprünglichen 
Vertrags wird nur die Hälfte der Policegebühren neben den fonjt 
entſtehenden Koſten und Auslagen berechnet. Bei Nachverſicherun⸗ 
gen ſind außer den ſonſtigen Koſten und Auslagen die vollen 

olicegebühren zu entrichten. 

Jedes Mitglied hat das Porto für alle ſeine Verſicherung 
betreffenden Angelegenheiten, ſowie die fitt thie rärztliche Be⸗ 
mühungen und Atteſte entſtehenden Koſten zu tragen. 

$ 16. 

Der Verſicherte ift verpflichtet, die Police auf vorherige, ihm 
von der General⸗Direction unmittelbar zuzufertigende Anzeige 
durch Zahlung der Prämie und der Gebühren pünktlich innerhalb 
der im 5 23 feſtgeſetzten Friſt einzulöſen. Kommt er mit 
Zahlung der Prämie und der Gebühren für die Police, Prolon⸗ 
gation oder Prämien ⸗ Quittung ganz ober theilweiſe in Verzug, 
la iſt die Bank berechtigt, die Jahresprümie ſowie die Gebühren 
ammt Verlägen und 5% Verzugszinſen davon einzuklagen. 
Im Falle des Unterliegens hat der Verſicherte der Bank ſämmt⸗ 
liche gerichtliche und außergerichtliche often zu erſtatten und 
zwar auch diejenigen, welche an ſich nicht zu den erſtattungs⸗ 
pflichtigen zu rechnen ſein ſollten. 


8 17. 


„Der Verſicherte erwirbt nur dann eüten Anſpruch auf Gute 
ſchädigung, wenn er die von ihm nach $8 13, 15, 16 zu leiſlen⸗ 
den Zahlungen entrichtet hat. 


1 


Ausſtellungen gegen den Inhalt der Wolice find von dem 
Verſicherten unmittelbar bei der General⸗Direction innerhalb 


8 Tagen, vom Empfange der Police an gerechnet, vorzubringen. 


Spätere Reclamationen bleiben unberückſichtigt. 


8 18. 

Wenn nach dem gegenwärtigen Statute Erklärungen an bie 
Genueral⸗Direction und beziehentlich deren Vertreter un 
oder von der Bat binnen beſtimmter Friſt abzugeben ſiud, fo 
genügt es, wenn die ſolche Erklärungen enthaltenden Schriftſtücke 
binnen dieſer Friſt zur Poſt gegeben werden, der Poſtſtempel des 
Abgangsortes iſt maßgebend. 


B. Obliegenheiten bei Veränderungen im Viehſtaude. 
b 

Durch Wechſel in den einzelnen Stücken einer verſicherten 
Thiergattung wird der Beſtand des Verſicherungs⸗Vertrags an 
hà nicht berührt. Bei Rindvieh, Schweinen, Ziegen und chafen 
teht es dem Verſicherten frei, die urſprünglich verſicherten Thiere 
während der Dauer der Verſtcherung durch ebenſoviel- Stücke 
gleicher Gattung zu erſetzen, ohne bah es einer Anzeige des 
Wechſels im Viehſtande bei der Bank bedarf. 

Im Falle eines Wechſels bei Pferden, Maulthieren, Eſeln 
und Hunden, ſowie bei Rindvieh, welches nach Signalement und 
Taxe verſichert worden ($ 12, Schlußſatz), ift iebod) die Haftpflicht 
der Genoſſenſchaft aus dem Verſicherungs⸗ Vertrage davon ab⸗ 
hängig, daß der Wechſel der Bank angezeigt werde. Es iſt des⸗ 


Agenten, 


halb ber Verſicherte verpflichtet, ſpäteſtens innerhalb 4 Wochen 


nachdem der Wechſel ſtattgeſunden, hiervon bei dem Agenten oder 
der General⸗Direction unmittelbar ſchriſtlich Anzeige zu machen. 
Unterläßt er dies, ſo tritt unbeſchadet ſeiner eigenen vertrags⸗ 
mäßigen Verbindlichkeit zur 
Prämien auf die vertragsmäßige Dauer des Verſicherungs⸗Ver⸗ 
trags die Sia UNS A . der Bank außer Kraft. 

Der Verſicherte kaun jeder Zeit die Erhöhung ber Ver⸗ 
Ein ſolcher Antrag 


ſicherungzſumme bei der Bank beantragen. 
auf Abſchluß eines neuen Verſicherungsver⸗ 


ijt wie der Antra 
trags zu behandeln. 

Wenn der Verſicherte die Stückzahl einer verſicherten Thier⸗ 
gattung während der Daner der Verſicherungszeit erhöht, ſo iſt 
er verpflichtet, innerhalb 8 Tagen von dem Zeitpunkte an, an 
welchem die Erhöhung ſtattgefunden hat, die Nachverſicherung des 
Zuwachſes zu beantragen. Unterläßt er dies, ſo tritt unbeſcha⸗ 
det ſeiner eigenen vertragsmäßigen Verbindlichkeit zur Fortent⸗ 
richtung der vereinbarten Prämien auf die vertragsmäßige Dauer 
e PED EPOR CU bie Entſchädigungspflicht der Bank 
außer fait. 

Durch eine während der Verſicherungszeit eintretende Ver⸗ 
ringerung des perſicherten Viehſtandes oder des Werthes W 
erlangt der Verſicherte keinen luce auf theilweiſen Erlaß oder 
auf Rückzahlung der Prüntje. Iſt jedoch auf einen Zeitraum von 
OS zwei Jahre verſichert worden, fo kann der Verſicherle 
beim Ablauf eines jeden Verſicherungsjahres verlangen, daß die 
Verſicherungsſumme entſprechend der in dieſem Jahre eingetretenen 
Verminderung des Werkhes des Viehſtandes für das nachſte Jahr 
ermäßigt werde. izu dieſem Behufe hat ber Verſicherte bie Um⸗ 
ſchreibing der Police ſpäteſtens 14 Tage vor dem Ablaufe des 
Verſicherungsjahres ſchriftlich bei der General⸗Direction unmit⸗ 
telbar zu beauftragen. Unterläßt er dies, fo bleibt die letzte 
Verſicherungsſumme in Kraft. 

Die für Aenderungen oder Nachverſicherungen zu leiſtenden 
Zahlungen werden von der General-Direction bei Ausfertigung 
der Policen⸗Nachträge berechnet. Der Verſicherte erhält hierüber 
von der General⸗Direction unmittelbar eine Anzeige und ijt ver⸗ 
pflichtet, die Zahlung gegen Aushändigung des Policen⸗Nachtrags 
nach Maßgabe der Beſtimmungen in den 88 16 und 23 und bei 
Vermeidung der dort angedrohten Rechtsnachtheile zu leiſten. 


8 20. 

Wenn das Eigenthumsrecht an dem verſicherten Vieh während 
der Dauer des Verſicherungsvertrags auf einen Anderen über⸗ 
geht, ſo kann Letzterer in den Verſicherungsvertrag bezüglich der 
erworbenen Thiere nur mit Genehmigung der General Direction 
eintreten, worüber ihm unter Berechnung der Policegebühren 
(8 15 Abſ. 4) binnen 3 Wochen nach geſtelltem Antrage eine 


Fortentrichtung der vereinbarten 


neue Police zugefertigt wird. Im Falle nicht erfolgter Geneh⸗ 
migung ijt der Vertrag von Seiten der Bauk bezüglich der frag⸗ 
lichen Thiere als aufgehoben zu betrachten. Der bisherige Eigen⸗ 
thümer haftet in dieſem Falle nur für die Verſicherungs⸗Bei⸗ 
träge des laufenden Verſicherungsjahres. 

Wegen der nicht entäußerten oder im Laufe des Verſicherungs⸗ 
Jahres vom Verſicherten wieder erworbenen Thiere der ver⸗ 
ſicherten Gattung iſt der Verſicherungs⸗Vertrag vom Verſicherten 
auf die vereinbarte Verſicherungszeit auszuhalten. Dagegen 
wird der Verſicherte von ſeinen Verbindlichkeiten aus dem Ver⸗ 
ſicherungs⸗Vertrage beziehentlich einer verſicherten und abge⸗ 

ſchafften Thiergattung frei, wenn er ſämmtliche Thiere gleicher 
Gattung innerhalb des Verſicherungsjahres nicht wieder erwirbt 

und ſpäteſtens 3 Wochen vor Ablauf dieſes Zeitraums nach Maß⸗ 
gabe von 8 21 kündigt. 

Erben des Verſicherten treten in deſſen Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen ein. - 

Wenn verſicherte und unverſicherte Thiere ein und derſelben 
Gattung eine gemeinſame Stallung erhalten, ſo tritt die Entſchä⸗ 
Wurde der Bank bis nach eingeholter Genehmigung der 
General⸗Direction außer Kraft. 


C. Obliegenheiten bei Verlängerungen der Berficherung,. 
5 21. 


Die Verſicherung gilt vom Tage des Ablaufs der in der 
Police beſtimmten Verſicherungszeit an prolongirt, wenn nicht 
ſpäteſtens 3 Wochen vor dieſem Zeitpunkte der Verſicherfngsver⸗ 
trag entweder von Seiten der Bank oder von Seiten des Verſicher⸗ 
ten ſchriftlich gekündigt worden iſt. 

Die Künoigung ſeitens der Bank erfolgt mittels direkten 
Briefes der General⸗Direction an den Verſicherten. Die Kün⸗ 

digung ſeitens des Verſicherten muß von dieſem ſelbſt oder ſeinem 
ſich legitimfrenden Beauftragten durch eingeſchriebenen Brief bei 
der General⸗Direetion unmittelbar bewirkt werden. 

Im Falle ſtillſchweigender Prolongation iſt anzunehmen, daß 
der Verſicherungsvertrag unter den bisherigen Bedingungen auf 
die urſprünglich beſtimmte Verſicherungszeit ſortzuſetzen ſei. 
Die Revifion verſicherter Viehſtände ſteht der General⸗Direction 
jeder Zeit und beſonders bei ſtillſchweigenden Prolongations⸗Ver⸗ 
ſicherungen vor Aushändigung der betreffenden Police zu, 


D. Mechnungsführung und Zablungsfriſten. 
8 22. 


Bei Berechnung aller Einnahmen und Ausgaben werden 4 
Pfennig und weniger gar nicht, 5 Pfennig und mehr als 10 Pfennig 
in Anſchlag gebracht. 


8 23. 


Alle von dem Verſicherten zu leiſtenden Zahlungen ſind inner⸗ 
halb 8 Tagen nach der Fälligkeit in baarem Gelde zu entrichten. 

Fuür die Prämienzahlungen bei neuen Verſicherungen, bei Ab⸗ 

änderungen des erb Verſicherungsvertrags und bei 

Nachverſicherungen tritt die Ps mit dem Empfange der dem 
Verſicherten nach 8 16 und 8 19 letzter Abſatz zuzufertigenden 
Anzeige und bei fortgeſezten Verſicherungen mit dem Beginne 
er neuen Verſicherungszeit ein. 

Werden die Zahlungen nicht pünktlich innerhalb der vorge⸗ 
dachten Friſt geleiſtet, jo hört die Entſchädigungspflicht der Bank 
mit dem Ablauſe des zehnten Tages nach Eintritt der Fälligkeit 
der Zahlung auf und tritt bei nachträglicher Zahlung erit mit dem 

„Thale Tage nach erfolgter Zahlung wieder in Kraft. Der 
ag der Zahlung wird hierbei nicht mitgezählt. 


EK. Obliegenheiten bei eingetretenen Krankheiten. 


8 24. 

Wenn ein wei Thier erkrankt, ſo muß ohne Verzug 
ein Staatlich approbirter Thierarzt zur Behandlung angenommen 
und nach deſſen Rath gewiſſenhaft verfahren werden. In Eilfällen 
hat bis zu deſſen Autunft der Beſitzer ſelbſt, wenn er Sachkundiger 
Ut, das Nöthige anzuordnen, andernfalls den Rath Sachkundiger 
einzuholen und zu befolgen. Auch iſt es ihm geftattet, bei Schweinen 


3 


im Werthe unter 50 Mark, ſowie bei Ziegen und Schafen, anſtatt 
eines approbirten Thierarztes, falls ſolcher nicht im Orte wohnt, 
Sachkundige zu Rathe zu ziehen. Der Verſicherte hat dem 
Agenten von jeder Krankheit eines Thieres unverzüglich Anzeige 
zu machen, ſowie den in vorgeſchriebener Weiſe abgefaßten Krank⸗ 
heitsbericht ſofort der General⸗Direction direct zu überſenden. In 
Ermangelung eines Agenten muß auch die erſte Krankheits⸗ 
Audis der General⸗Direction direct und unverzüglich erſtattet 
werden. 

Iſt nach der Anſicht des Thierarztes eine Wiederherſtellung 
des Thieres nicht zu erwarten und iſt ſolches lebend zu jedem 
Gebrauch unfähig geworden, ſo hat der Verſicherte der General⸗ 
Direction eine gutachtliche Aeußerung des Thierarztes zu über⸗ 
mitteln und E: alsdann das Thier nach vorher erklärtem Ein⸗ 
verſtändniſſe oder auf Verlangen der General⸗Direction zu tödten 
oder zum Tödten zu voselllen, unbeſchadet ber Anwendbarkeit 
des S 31 auch auf dieſe Fälle. 

Erleidet das Thier jedoch derartige ſchwere äußerliche Ver⸗ 
letzungen, welche das ſchnelle Verwerthen, reſp. ſofortige Tödten 
nothwendig machen, ſo kann daſſelbe erfolgen, wenn von einem 
approbirten Thierarzte und in Ermangelung eines ſolchen von 
zwei ſachkundigen Perſonen dieſe Nothwendigkeit ſchriftlich begut⸗ 
achtet wird. 

Vor dem Tödten reſp. Verkauf des Thieres iſt jedoch der Werth 
deſſelben, den es im geſunden Zuſtande vor dem Eintritte der 
Krankheit oder Berletzung hatte (vergl. 8 25), feſtzuſtellen. 


F. Obliegenheiten bei eingetretenen Todesfällen. 
Schaden⸗Feſtſetzung. 
: $ 25. 

Von dem Tode eines verſicherten Thieres muß ber Verſicherte in 
allen Fällen, auch in denen des 8 24, Abfatz 2 und 3, dem Agenten 
innerhalb 12 Stunden, oder unmittelbar der General⸗Direction 
1 24 Stunden Anzeige erſtatten, und innerhalb fernerer 
48 Stunden der letzteren noch ein Atteſt eines approbirten 
Thierarztes über die Krankheit und den Sectiongbefund auf einem 
dazu beſtimmten Formulare einſenden. Alle Entſchädigungsan⸗ 
ſprüche müſſen innerhalb 8 Tagen, vom Todestage eines Thieres 
an gerechnet, bei ber General⸗Birection unmittelbar angemeldet 
werden. 

In Ermangelung eines approbirten Thierarztes im Orte oder 
vierſtündiger Umgebung hat hinſichtlich der Ausſtellung des Krunk⸗ 
heits⸗ und Sectionsberichtes bie General⸗Direction das Nähere zu 
beſtimmen. 

Der Verſicherte iſt verpflichtet, der General⸗Direction jeden 
von ihr geforderten, auf den Verluſt bezüglichen Nachweis zu 
liefern, dem betreffenden Thierarzte beſtimmte Auskunft über bie 
dem eingetretenen Todesfalle vorousgegangenen Umſtände zu er⸗ 
theilen, ſowie den ihm durch den Tod eines Thieres erwachſenen 
Schaden nicht allein gewiſſenhaft unter Angabe des Kaufpreiſes 
aufzuſtellen, ſondern auch den mit der Werthſchätzung beauftragten 
Perſonen jede wahrheitsgetreue Auskunft zu geben. 

8 96. 

Nach bem Tode eines verſicherten Thieres läßt bie Bank durch 
eines ihrer Mitglieder den Werth, welchen das Thier unmittel⸗ 
bar vor dem Tode oder vor dem Eintritte der tödtlichen Krank⸗ 
heit gehabt hat, ermitteln. , 

Findet die Glenera(- Direction. dieje Werthsermittelung für 
richtig, ſo hat fie dies, Tomte die Höhe ber Werthsermittelung dem 
Verſicherten ſchriftlich und mit der Verwarnung anzuzeigen, daß 
ein etwa von ihm gegen die Höhe der Werthsermittelung zu er⸗ 
A Widerſpruch nur dann werde beachtet werden, wenn 
etzterer binnen 24 Stunden nach dem Empfange der Anzeige 
ſchriftlich entweder bei dem Agenten oder der General⸗Direction 
unter gleichzeitiger Bezeichnung eines von dem Verſicherten zu 
wählenden Taxators erhoben werde. Wenn der Verſicherte 
rechtzeitig Widerſpruch erhebt, ſo bezeichnet die General⸗Direc⸗ 
tion ihrerſeits ebenfalls einen Taxator, welcher in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem von dem Verſicherten Ernannten einen dritten 
Sachverſtändigen als Obmann zu wählen hat. Können fid) die beiden 
erſten Taxatoren über die Wahl des Obmanns nicht einigen, jo ente 
ſcheidet alsdann unter den Vorgeſchlagenen das ons. Die drei 
Taxatoren haben den Werth zu ermitteln. Es hat hierbei ein 


jeder von ihnen ſelbſtſtändig die von ihm ermittelte Summe zu 
bezeichnen. Dieſelben werden zuſammengerechnet und durch 3 
gelheilt. Der auf bieje Weiſe ermittelte Betrag iſt die endgiltige 
Taxe. : 

Wenn bie General⸗Direction an der Richtigkeit der in Ge⸗ 
mäßheit des erſten Abſatzes dieſes Paragraphen erfolgten Werths⸗ 
ermittelung zweifelt, ſo hat ſie ein anderes Mitglied als Taxator 
u bezeichnen und dies dem Verſicherten ſchriftlich mit der Auf⸗ 
erden anzuzeigen, daß er ſeinerſeits ebenfalls einen Taxa⸗ 
tor erwähle und von dieſer Wahl entweder dem Agenten oder 
bie General⸗Direction binnen 48 Stunden nach dem Euipfange ber 
Anzeige benachrichtige. Kommt der Verſicherte dieſer Auffor⸗ 
derung rechtzeitig nach, ſo findet dasjenige Verfahren ſtatt, welches 
im zweiten Abſatze dieſes Paragraphen für den Fall des von dem 
Vercherten gegen die erſte Taxe erhobenen Widerſpruchs vorge⸗ 
ſchrieben ijt, Leiſtet aber der Verſicherte der Aufforderung ent- 
weder überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig Folge, ſo hat der 
von der General⸗Direetion ernannte Taxator allein den Werth 
feſtzuſtellen und es dürfen gegen deſſen Feſtſtellung Einwendungen 
nicht erhoben werden. 
f G. Entſchädigung. 

- 8 27. 

Die Bank hat nur für diejenigen Schäden Erſatz zu leiſten, 
welche ſich nach Ablauf der Quarantalnefriſt ereignen. Die Quaran⸗ 
tainefriſt beginnt mit dem in der Police genannten Anfängstage 
der Verſicherungszeit und endigt mit dem Ablaufe des vierzehnten 
Tages, Nachts 12 Uhr. Einer Quarantainefriſt iſt auch jedes 
neu eingeſtellte Thier unterworfen. Bezüglich einer zu leiſten⸗ 
den Entſchädigung der nicht durch Krankheit Unfälle) entſtandenen 
Verluſte während der Quarantainezeit entſcheidet in jedem ein⸗ 
zelnen Falle der Verwaltungsrath. 

. 8 98. 

Die Höhe ber Entſchädigung beträgt 750% des nad) 88 9 und 26 er⸗ 
mittelten Werthes des versicherten Thieres, dafern nicht in Ge⸗ 
mäßheit der Beſtimmung im $ 35 eine Abminderung der Ent⸗ 
ſchädigung einzutreten hat. 

Iſt der nach $ 26 ermittelte Werth höher als die Summe, 
mit welcher das Thier verſichert war, ſo werden als Entſchädigung 
nur 75% der letzteren gewährt. Zum Behufe der hierbei vorzu⸗ 
nehmenden Vergleichung zwiſchen der Werthsermittelung und Der 

- ee Summe wird in denjenigen Fällen, in welchen nicht 
nach Signalement und Taxe verſichert worden iſt, die Geſammt⸗ 
ſumme, mit der die Thiergattung, zu welcher das verendete oder 
getödtete Thier gehörte, verſichert war, dividirt durch die Stück⸗ 
ahl der in der Police oder in den Police⸗Nachträgen als ver⸗ 
iet bezeichneten Thiere biejer Gattung. Der durch bieje Be⸗ 
rechnung gewonnene Betrag iſt als diejenige Summe zu betrachten, 
mit der das Thier, für welches Erſatz zu leiſten iſt, verſichert war. 


8 29. 

Das getödtete oder verendete Thier bleibt in allen Fällen 
Eigenthum des Verſicherten. Es werden jedoch mit Rückſicht auf 
die dem Verſicherten aus dem Erlöfe der getödteten oder beren- 
deten Thiere erwachſenden Einnahmen bei nachſtehenden Thiergat⸗ 
tungen Ha Abzüge bon ber Entſchädigungs⸗Summe gemacht: 
: ei getödteten oder verendeten Pferden, Maulthieren oder 

Eſeln 10 Procent der Verſicherungsſumme, wenn die⸗ 
ſelbe 360 Mark nicht überſteigt, bei höheren Verſicherungs⸗ 
ſummen nur ein fixirter Betrag von 36 Mark, 

bet getödtetem Rindvieh 25 Procent der Verſicherungsſumme, 

bet verendetem Rindvieh 10 Procent der Verſicherungsſumme, 
inſoweit bei dieſer letzteren Thiergattung eine Ver⸗ 
werthung des Fleiſches oder der Haut zuläſſig iſt, 

bei getödteten Schweinen, ſofern dieſelben einen Werth von 
45 Mark oder mehr haben, 15 Procent, 

bei getödteten Ziegen 10 Proeent, 

bei Schafen, welche in der Zeit vom 1. October bis 30. Juni 
getödtet werden oder verenden, 25 Procent. 

Hierbei iſt die Verſicherungsſumme der nicht nach Signalement 

und Taxe verſicherten Thiere in Gemäßheit des 8 28 zu ermitteln. 


8 30. 


Diejenige Summe, welche dem Verſicherten in Gemäßheit der 
Vorſchriften in den 58 27, 28 und 85 als Entſchädigung auszu⸗ 


zahlen iſt, wird nach erfolgter Feſtſtellung p e durch 


die General⸗Direction angezeigt. Demſelben wird die Entſchä⸗ 


digungsſumme bis zum 1. Tage des nachfolgenden Monats ge⸗ 


gen Quittung direct durch die Poſt zugeſandt. 

Lehnt die General⸗Direction die Entſchädigungspflicht ab, fo 
ijt der bezügliche Beſchluß dem Verſicherten direct ſchriftlich zu⸗ 
mra Will fuf Letzterer hierbei ut beruhigen, ſo hat er 

innen 60. Tagen, bonr Empfange des Beſchluſſes an gerechnet, 

wider die Bauk bei dem zuſtäudigen Gerichte Klage anzuſtellen, 
Ka die Entſchädigungsanſprüche zu Gunſten der Bank 
erlöſchen. 

Entſchädigungsgelder, welche nicht binnen Jahresfriſt, vom 
Tage der Mäfforderüng der Empfangnahme an gerechnet, abge⸗ 
hoben werden, verfallen dem Reſervefonds (8 37). 

8 31. 
Eine Ent Meinung wird nicht gewährt: 
I. wenn der Tod oder die Nothwendigkeit zu einer nach 8 24 pore 
zunehmenden Tödtung oder Veräußerun rien. wird: 
„durch Krieg, Aufruhr, Feuer, Blitz, Exploſion, Ueber⸗ 
ſchwemmung, Rinderpeſt; ! 
durch Operationen, welche nicht zur Heilung von Krank⸗ 
heiten nois waren, mit Ausnahme der Caſtration; 
durch Zuwiderhandlungen gegen veterinär⸗ polizeiliche 
Vorſchriften; 
durch Thierguälerei, grobe Vernachläſſigung in ber 
ran in der ärztlichen Behandlung oder im (ec 
brauche des Thieres, ſowie durch ungenügende Beauf⸗ 


2. 
3. 
4. 


M 


ichtigung deſſelben, ſeitens des Verſicherten oder dritter 


erſonen; 
durch eine sod an welcher das Thier ſchon beim 
Beginne der Verſicherung gelitten hat; 


6a. durch eine Krankheit, welche während der Quarantaine⸗ 


friſt entſtanden tit (8 27); 
durch Krankheit, in der Zeit, während welcher der Ver⸗ 
ſicherte mit der Zahlung der Beiträge im Verzuge ge⸗ 
ipejeit iſt (8 23): 
D Es bei Pferden durch Dummkoller, von welchem 
dieſelben innerhalb der erſten 8 Wochen der Ver⸗ 
ſicherung befallen werden; 
II. auch nicht, wenn 
8. der Verſicherte weſentliche Umſtände, welche für bie An⸗ 
nahme der Verſicherung Seitens der Bank reſp. für die 
Beurtheilung des von derſelben zu übernehmenden Ri⸗ 
ſicos und für die Feſtſtellung des Schadens maßzge⸗ 
bend erſcheinen, der General⸗Direction oder dem Agenlen 
gegenüber falſch angegeben, verſchwiegen oder die ihm 
un Verſicherungsantrage zur Beantwortung geſtellten 
Fragen wahrheitswidrig beantwortet hat; 
9. ivenn der Verſicherte gegen die Beſtimmungen der 88 24 
: und 25 der Statuten handelt; 
0. 


anderweit 5 worden iſt. Es 1 die gleich⸗ 

zeitige Verſicherung gegen Feuersgefahr geſtattet. 

Der Entf jai flan prd) üt in den unter Nr. 1 
bis 10 aufgeführten Fällen auch dann verwirkt, wenn die 
Tödtung des Thieres in Gemäßheit des 8 24 des Statuts 
von der Bank angeordnet war. 

III. Die General-Direction kann einen Verſicherungs⸗Vertrag auf⸗ 
heben, wenn der Verſicherte jid) d ae gegen 
eine der vorſtehend unter 3, 4 und 8 aufgeführten Beſtim⸗ 
mungen hat zu Schulden kommen laſſen. 

Die Ver ichen hört . mit demjenigen Tage 

auf, an welchem die an den Verſicherten 

Aufkündigung zur Poſt gegeben wird. Eine Rückzahlung der 
Prämien, des Eintriltsgeldes und der ſonſtigen von dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer geleiſteten Zahlungen findet nicht ſtatt. 
In den Fällen von 6a und 7 


vergütet. 
$ 32. 


Eine bezahlte Entfchädigung unterliegt der Rückforderung, 
wenn der Bank nachträglich Thatſachen mt werden, welche 
die Enlſchüdigungspflicht aufgehoben haben würden, wenn ſie zur 
Zeit der Auszahlung bekannt geweſen wären. j 


wenn das bei ber Bank verſicherte Vieh gleichzeitig 


gerichtete ſchriftliche 


wird jedoch die Prämie rück⸗ 


1 
4 
4 
1 
4 
j 


| 
i 


IH. Entſcheidung von Streitigkeiten. 
i 9 33. j g 
In allen Streitigkeiten aus dem Verſicherungsverhältniſſe 
n der Bank und den Mitgliedern iſt der Rechtsweg zu be⸗ 


chreiten. 2 , 
Gegen die nach $ 26 geſchehene Werthsermittelung, gegen bie 


nach § 35, Abſaß 1 und 2, erfolgte Feſtſtellung der Monaksprämie 


und gegen die nach $35, Abſatz 2, bewirkte Herabſetzung der Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche find Einwendungen nicht zuläſſig. 


IV. Reſervefonds, Schaden⸗Dispoſitions⸗ 


Fonds, Bank ⸗Schuldſcheine. 


8 34 ! 
Die durch bie Begründung und ſpätere Erweiterung der 
Bank, ſowie durch die Fortführung der Geſchäfte entſtehenden 


Koſten, insbeſondere der geſammte Regieaufwand wird aus den 


durch die einge wien Prämien, durch das Eintrittsgeld nach 8 13 
und durch die 5 icegebühren nach 8 15 zufließenden Mitteln, ſo⸗ 


wie aus dem dem General⸗Director nach $ 38 zur Verfügung zu 


ſtellenden Betriebs⸗Capital beſtritten. x 
Die an die Mitglieder zu zahlenden Entſchädigungen werden 
aus den Prämien, dem Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds und dem 


geeſervefonds nach Maßgabe der Veſtimmungen im 8 35 gezahlt. 


8 35. 

Behufs Ermittelung der der Bank zur Bezahlung der Ent⸗ 
ſchädigung jeweilig zu Gebote ſtehenden Mittel wird am Schluſſe 
eines jeden Monats von dem Verwaltungsrathe auf Grund eines 
von dem General⸗Director vorzulegenden Berichts die Monats⸗ 
prämie und der Geſammtbetrag der am 1. des künftigen Monats 
zahlbaren Entſchädigungen feſtgeſtellt. i 

Die Monatsprämie wird gefunden, wenn man die auf die 
Dauer eines Jahres auf ſämmtliche laufende Verſicherungen zu 


zahlenden Prämien ebe und durch 12 dividirt. 


Reicht die ermittelte Monatsprämie zur Zahlung der am 1. 
des künftigen Monats fälligen Entſchädigun sſumme nicht aus, 
fo iſt zur Deckung dieſer Summe zunüchſt der Schaden⸗Dispoſitions⸗ 
Fonds, und wenn auch dieſer eiſchöpft iſt, der Reſervefonds her⸗ 


beizuziehen. Genügen auch die in dem Reſervefonds vorhandenen 


Mittel nicht, um ſämmtliche am 1. des en Monats fälligen 


Entſchädigungsanſprüche nach $ 28 auszuzahlen, ſo werden die 
letzteren durch Beſchluß des Verwaltungsraths in demſelben Ver⸗ 
hältniſſe, in welchem ihr Geſammtbetrag zu der Summe der der Mo⸗ 
natsprämie, dem Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds und dem Reſervefonds 
zu entnehmenden Beträge ſteht, herabgeſetzt. Die dem Betheilig⸗ 
ten wirklich zu gewährende Eutſchädigung darf in keinem Falle 
weniger als 50 Prozent des verjicherten reſp. nach $$ 9 und 26 feſt⸗ 
zuſtellenden Werthes betragen. Reichen die bezeichneten Geld⸗ 
mittel zur Zahlung der Minimal⸗Entſchädigungen nicht zu, ſo 
wird der fehlende Betrag aus den bereiteſten Beſtäuden der Bank 
entnommen und aus den Einnahmen der ſpäteren Monate er⸗ 
lebt. ] 

Die Verſicherten ſind verpflichtet, ſich den ihnen hier⸗ 
ng) zu machenden Abzügen zu unterwerfen, und es findet eine 
nachträgliche Zahlung dieſer Abzüge nur dann und infoweit ſtatt, 
als ſich am Jahresſchluſſe bei dem Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds 
und bei dem Reſervefonds, nachdem von dem letzteren die zur 
Einlöſung der am nächſtfolgenden 2. Januar auszulooſenden 
Bankſchuldſcheine erforderlichen Beträge zurückbehalten worden, 
Ueberſchüſſe ergeben. Dieſe Ueberſchüſſe werden nach dem Be⸗ 
ſchluſſe des Verwaltungsraths unter diejenigen Verſicherten, denen 
im Laufe des Jahres Abzüge gemacht worden find, nad) demſelben 
Verhältniſſe, in welchem die Summe der Abzüge zu den dispo⸗ 
niblen Ueberſchüſſen hebt, vertheilt. 


8 36. 
Der Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds wird gebildet aus den Ueber⸗ 


ſchüſſen, welche von der Monatsprämie nach Zahlung der monat⸗ 
lichen Eutſchädigungen übrig bleiben. 


Er ijt zur möglichſten Ausgleichung der Perſchiedenheiten der 
Monatsabſchlüſſe und der ſich hiernach bemeſſenden Höhe der Ent⸗ 
ſchädigungen beſtimmt und wird in der im vorigen Paragraphen 
angegebenen Weiſe verwendet. 


- 8 37. 
In den Reſervefonds fließen: 

1. ein halbes Procent der eien nach 8 13, 

2. e eines Jahres nicht abgeholten Entſchädigungen 
nach 3 30, - 

3. bie Zinſen, welche von den aus dem Reſervefonds und aus 
dem Schaden⸗Dispoſitions⸗Fonds angelegten Geldern auf⸗ 

kommen, ' 

etwaige EN Ueberſchüſſe und Einnahmen. 

Der Reſervefonds wird verwendet in Gemäßheit der Beſtim⸗ 

mungen in ben 8 35, Abfatz 2, 8 39, Abſatz 1, 5 40. 


8 38. 


Dem General⸗Director wird ein Betriebscapital von 75,000 
Mark zur Verfügung geſtellt, und zwar für die Organiſation 
und weitere Ausdehnung der Bank. : 

Das Betriebscapital wird entnommen einem von ber Bank 
nach Höhe von 150,000 Mark aufzunehmenden Darlehn. Ueber 
dieſes Darlehn werden Bankſchuldſcheine in 250 Stücken zu je 
300 Mark und in 500 Stücken zu je 150 Mark ausgefertigt. 
Die Bankſchuldſcheine lauten auf den Namen. Der in denſelben 
ausgedrückte Schuldbetrag wird mit fünf Procent jährlich verzinſt. 
Wenn das Eigenthum an einem Bankſchuldſcheine auf einen An⸗ 
deren übergeht, ſo iſt dies unter Vorlegung des Scheines und des 
Nachweiſes des Ueberganges bei der Bank anzumelden und im 
Schulbſcheinbuche zu bemerken. Im Verhältniſſe zu der Bank 
werden nur Diejenigen als die Eigenthümer der Schuldſcheine 
angeſehen, welche als ſolche im Schuldſcheinbuche verzeichnet find. 
Zur Prüfung der Legitimation iſt die Bank berechtigt, aber nicht 
verpflichtet. 

8 39. 


Das Darlehn der 150,000 Mark wird aus dem Reſerve⸗ 
fonds im Wege der Auslooſung zurückgezahlt. 

Die Auslooſung erfolgt alljährlich zwei Mal, am 2. Januar 
und am 1. Juli jeden Jahres, oder, wenn die genannten Tage 
auf einen Sonn⸗ oder Feiertag fallen, am nächſtfolgenden Werkel⸗ 
tage. Es werden jedes Mal wenigſtens fünf Stück zu 300 und 
zehn Stück zu 150 Mark ausgelvboſt. Die am 2. Januar ge⸗ 
zogenen Scheine werden am nächſtfolgenden 1. A ril, und die am 
1. Juli gezogenen am nächſtfolgenden 1. October, nebſt einem 
Aufgeld von zehn Procent des Nominalbetrags, an der Kaſſe der 
Bank baar ausgezahlt. Unmittelbar nach der Ziehung werden 
die Nummern der ausgelooſten Scheine und der Tag der Aus⸗ 
zahlung durch die im $ 65 gedachten Publikationsorgane öffent⸗ 
lich bekannt gemacht. Von dem zur Auszahlung beſtimmten 
Tage an hört die fernere Verzinſung der ausgelooſten Capital⸗ 
beträge auf. 


4 


* 


8 40. 

Der Reſervefonds und ber nicht zum Betriebscapitale zu 
verwendende Theil des in 8 38 erwähnten Darlehns muſſen in 
ſicheren deutſchen Werthpapieren angelegt, können aber auch nach 
Beſchluß des Verwaltungsraths als Darlehn, vorzugsweiſe an 
Mitglieder der Bank verzinslich und gegen genügende Sicherheit 
ausgeliehen werden. x 

Der Schaden⸗Dispoſitionsfonds muß immer haar biBponibel 
gehalten werden, doch bleibt es dem Verwaltungsrathe vorbehalten, 
zu beſchließen, daß und unter welchen Bedingungen die jeweilig 
entbehrlichen Gelder diefes Fonds bei einem Bankhauſe nieder 
gelegt werden ſollen. a 

Die Beſtände und Werthpapiere müſſen unter ſicherem ge- 
meinſamen Verſchluſſe des Verwaltungsrathes und der General 
Direction gehalten werden. 


V. Bilanz und Rechnungs⸗Abſchluß. 
8-41 


Das Rechnungs⸗ und Geſchäftsjahr der Bank geht vom 
1. Januar bis zum 31. December. - 


- 


Am Jahres⸗Schluß hat die General⸗Direction eine vollſtän⸗ 
bige Inventur des Bank⸗Vermögens aufzunehmen und nebft ber 
Bilanz und Jahres⸗Rechnung dem Verwaltungsrathe zur Prü⸗ 
fung vorzulegen. 


VI. Organiſation und Verwaltung. 


A. General⸗Verſammlung. 
8 42. 

Jedes Mitglied der Bank, bei welchem bie Verſicherungs⸗ 

jour wenigſtens 1500 Mark betrügt, und die vier Milglieder 
es Verwaltungsrathes haben Sitz und Stimme in der General⸗ 
Verſammlung. 

Verſicherle, bei denen am Tage ber General⸗Verſammlung 
die Entſchädigungspflicht der Bank in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen in dem $ 19, Abſatz 2 und 4, 8 90, Abſatz 3, S 93, 
Abſaß 2 uud außer Kraft getreten ijt, find von der General⸗ 
Verſammlung ausgeſchloſſen. 

Der General⸗Birector wohnt der General⸗Verſammlung bei, 
hat aber als ſolcher kein Stimmrecht. 

8 43. 

Zur Theilnahme an der General⸗Verſammlung legitimirt 
die Police. 

Eine Vertretung findet nicht ſtatt. 

Eine ordentliche General⸗Verſammlung wird im März jeden 
Jahres in Dresden gehalten. Die Einladung dazu erfolgt durch 
den Verwaltungsrath und den General⸗Director mindeſtens 
14 Tage und höoͤchſtens 3 Wochen vorher vermittelſt der im 8 65 
genaunten Zeitungen, in denen das Verſammlungslocal, Tag 
und Stunde der Zuſammenkunſt, ſowie die Gegenſtände, über 
welche Beſchluß gefaßt werden [oll anzugehen find. 


8 44. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsraths oder deſſen Stellver⸗ 
treter führt den Vorſitz in der General⸗Verſammlung, vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmung im $ 55. In Abweſenheit oder in Ver⸗ 
hinderung Beider übernimmt das an Jahren älteſte Mitglied des 
Verwaltungsrathes den Vorſitz. Jeder von Beiden kaun ſich aus 
der Zahl der in der General⸗Verſammlung anweſenden Mitglieder 
einen Stellvertreter wählen. 

In der General⸗Verſammlung ſind zum Vortrage und be⸗ 
ziehendlich zur Beſchlußfaſſung zu bringen: 

1. Der Bericht des General⸗Directors über den Gang des 

Geſchäfts im verfloſſenen Geſchäftsjahre; 

2. Die Dechargirung der vom Verwaltungsrathe revidirten, 
ur Vorlage gebrachten Rechnungen und Abſchlüſſe, bie 
Prüfung der erhobenen oder in der General⸗Verſamm⸗ 
lung zu erhebenden Erinnerungen; 

3. Anträge des Verwaltungsrathes. 

Außerdem hat die Generalverſammlung 
4. den Verwaltungsrath zu wählen, und 

5. über die Abänderung des Statuts, ſowie 

6. über bie Auflöſung der Bank au beichliehen. 

Auf die Tagesorduung einer Generalverſammlung kann der 
Verwaltungsrath die Abänderung des Statuts und die Auflöſung 
der Bank aus eigener Entſchließung ſetzen. Er iſt hierzu ver⸗ 
pflichtet, wenn ein Dritttheil der nach dem letzten Jahresabſchluſſe 
vorhandenen Mitglieder ober eine ſolche Anzahl von Mitgliedern, 
welche den dritten Theil des Verſicherungscapitals repräſentiren, 
dies verlangen. 3 45 


In dringenden Fällen kann der Verwaltungsrath auf die 
im $ 43 vorgeſehene Weiſe eine außerordentliche General⸗Ver⸗ 
ſammlung einberufen. Er " dazu verpflichtet, wenn ein Drift: 
theil der nach dem letzten Jahresabſchluſſe vorhandenen Mitglieder 
der Bank, oder eine ad Anzahl von Mitgliedern, welche den 
dritten Theil des Verſicherungscapitals repräſentiren, dies ver⸗ 
langen. 

8 46. 

Ueber bie Verhandlungen einer Geueralverſammlung ift eine 
wahrheitsgetreue Niederſchrift aufzunehmen, welche vom Vor⸗ 
ſizenden und wenigſtens zwei Mitgliedern, die den Verhandlungen 
bis zum Schluſſe beigewohnt haben, vollzogen werden muß. 


Die Namen der Ee werden durch ein vom Vor⸗ 
ſitzenden vollzogenes Verzeichniß conſtatirt. 


9 47. 

Bei der Abſtimmung in der Generalverſammlung haben, 
ſofern nicht ein Fall des 8 48, Abſatz T, oder des 8 49, Abſag Js 
vorliegt, die nach 8 42 ſtimmberechtigten auweſenden Perſonen je 
eine Stimme, wobei die Größe der Verſicherungsſumme des ein⸗ 
zelnen Mitgliedes keinen Unterſchied macht. 

Es enſſcheldet, ſofern nicht ein Fall des 8 48, Abſatz 1, oder 
des 8 49, Wa 1, vorliegt, bie abſolute Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag, vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmung im 8 55. 


9 48. 


Die Abänderung der Statuten kann in der Geueralverſamm⸗ 
Ku nur dann beſchloſſen werden, wenn bie erfchienenen Mit⸗ 
glieder wenigſtens die Hälfte des Verſicherungs⸗Capitals repräſen⸗ 
tiren und die Mehrzahl der Erſchienenen den Beſchluß gefaßt hat. 
Die Mehrzahl wird hier nicht nach der Kopfzahl, ſondern nach 
der Größe des Verſicherungs⸗Capitals berechnet. 

Wenn in der Generalverſammlung die Hälfte dez Verſiche⸗ 
rungscapitals nicht repräſentirt war, ſo kann in der nächſten 
Generalverſammlung ohne Rückſicht auf die in dieſer vertretene 
Größe des Verſicherungscapitals durch einfache, nach der Kopf⸗ 
zahl zu berechnende Majorität endgültig Beſchluß gefaßt werden. 
Es dt jedoch in der Einladung zu biefer Generalverſammlung 


ausdrücklich hierauf aufmerkſam zu machen. 


$8 49. 


Die Auflöſung ber Bank kann in ber Generalverſammlung 
nur dann beſchloſſen werden, wenn die erſchienenen Mitglieder 
wenigſtens die Hälfte des Aigen dc dr repräfentiren und 
von den Erſchienenen wenigſtens zwei Dritttheile den Beſchluß 
gefaßt haben. Dieſe zwel Brittheile werden nicht nach der Kopf⸗ 
zahl, ſondern nach der Größe des Verſicherungscapitals berechnet. 

War in der cheneralverſammlung bie Hälfte des Verſicherungs⸗ 
capitals nicht repräſentirt, ſo greift die eſlimmung in & 48, 
Abſatz 2, Platz. 


B. Verwaltungsrath. 


Der Verwaltungsrath iſt das Organ zur Ueberwachung der 
General⸗Direction und der Nane ellung überhaupt. Es liegt 
ihm insbeſondere ob: 

J. Die Berufung der Generalverſammlung nach $843 und 44 
im Einverſtandniſſe und in Genteinſchaft mit dem Ge⸗ 
neraldirector vorbehaltlich der Beſtimmung in S 55; 

2. bie Wahl des General⸗Directors und der Abſchluß des 
Anſtellungsvertrags mit demſelben; 

3. die Zuſtimmung zur Anſtellung und Entlaſſung der 
n mit einem Gehalt von mehr als 1500 Mark 
jährlich; 

4. die Wahl eines gerichtlich vereideten Reviſors für Buch⸗ 
und Rechnungsweſen, ſowie eines Geſellſchafts⸗Ober⸗ 
thierarztes; 

5. die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der 
Genoſſeuſchaft gegenüber dem General⸗Director, erfor⸗ 
derlichen Falls die Suspenſion deſſelben; 
die Reviſion der Caſſe und der Vücher durch zwei ſeiner 
Mitglieder, welche hierzu Auftrag erhalten und welche 
ji) dieſem Geſchäfle mindeſtens zwei Mal im Jahre 
unterziehen muſſen; 

7. die Prüfung des vom General-Director monatlich an⸗ 
gefertigten Rechenſchaftsberichts, die Feſtſtellung der 
Monatsprämie nach $ 30 und der nach Vorſchrift des 
nämlichen Paragraphen vorzunehmenden Abminderung 
der Entſchädigungsanſprüche. 

8. die Prüfung der Jahſesrechnung und ber Bilanz nach 
8 41 und die Bertchrerſtattung hierüber an die General⸗ 
verſammlung nach 8 44, Nr. 2; 

9. die Beſchlußfaſſung über Anlegung und Augleihung 
von Geldern; 

10. die Genehmigung zur Aufnahme von Darlehen und 
zur Ausgabe von Bankſchuldſcheinen (8 38). 


= 


8 M. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus vier Mitgliedern ber Ge⸗ 
noſſenſchaft. Von den Mitgliedern des Verwaltungsraths müſſen 
wenigſtens zwei in Dresden oder im viermeiligen Umkreiſe von 
Dresden ihren Wohnſitz haben. 

Der Verwaltungsrath wird von der Generalverſammlun 
mittelſt Stimmzetteln gewählt. Jedes erſchienene und nach 8 4 
ſtimmfähige Mitglied der a N hat eine Stimme, unab⸗ 
hängig von der Größe des Verſicherungs⸗Capitals. 

Als gewählt gelten nur diejenigen Perſonen, welche die abſolute 
Majorität aller abgegebenen Stimmen auf fid) vereinigen. In⸗ 
bier bie erſte Wahl eine abſolute Dinjoritä: nicht ergiebt, werden 
diejenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen lee haben, 
in doppelter ae der zu Wählenden zur engeren Wahl geſtellt. 
Bei Stimmengleichheit im zweiten Wahlgange entſcheidet das $008, 

Der Verbpaltungsrath wird auf fünf Jahre gewählt und 
durch bie im 5 65 genannten Zeitungen öffentlich bekannt ge⸗ 
macht. Nach Ablauf dieſer fünf Jahre findet eine Neuwahl 
gae Verwaltungsrathsmitglieder ftatt. Wiederwahl ift 
zuläſſig. 

Scheidet ein Verwaltungsrathsmitglied in der Zeit zrolſchen 
zwei orventlichen Generalverſammlungen aus, fo iſt in der nächſten 
ordentlichen Generalverſammlung eine Erſatzwahl vorzunehmen. 
bis dahin aber die Stelle des ausgeſchiedenen Mitgliedes durch 
Zuwahl des Verwaltungsrathes zu erjepen. 

Eine beſchlußfähige Anzahl von drei Mitgliedern des Ver⸗ 
waltungsrathes muß immer vorhanden ſein, und es dürfen daher 
ümmtliche Mitglieder des Verwaltungsrathes nicht zugleich aus⸗ 


ige 


eiben. 
8 52. 
Der Verwaltungsrath wählt unter fid) einen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter. 

Der Vorſitzende hat den Verwoltungsrath, fo oft es die Wahr⸗ 
Eee Geſchäfte erheiſcht, zu einer Sitzung zuſammenzu⸗ 
rufen. Die Berufung muß erfolgen, wenn die Mitglieder des 
Verwaltungsraths oder der General⸗Director es verlangen. 


-3 


Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes in den Sitzungen des Ver⸗ f 


waltungsraths iſt die Anweſenheit von drei 
Vorſitzenden a erforderlich. 
Der Verwaltungsrath entſcheidet durch Stimmenmehrheit. 
Bel Stimmenzleihheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 
Ueber die Beſchlüſſe wird ein vom Vorſitzenden und von 
allen Anweſenden zu ünterzeichnendes Protocoll aufgenommen. 
Der Verwaltungsrath bezieht für ſeine Mühewaltungen eine 
Remuneration von zwei Procent der Prämieneinnahmen. 


itgliedern, den 


C. Die General⸗Direction. 
8 53. 

„Die General⸗Direetion beſteht aus dem General⸗Direetor, 
welcher vom Verwaltungsrathe erwählt wird. Die Wahl iſt dem 
Gerichte anzeigen und durch bie im $ 65 erwähnten Publi⸗ 
catſonsorgaue öffentlich bekannt zu machen. Dieſe Bekannt⸗ 
machung gilt als Legitimation des General⸗Directors 


8 54. 

Der General⸗Director vertritt die Bank in allen Beziehungen, 
ſowohl gegen einzelne Mitglieder, als auch gegen Dritte, gericht⸗ 
lich und außergerichtlich. Insbeſondere ijt er befugt, Vollmacht 
zur Führung der Proceſſe auszustellen, Vergleiche abzuschließen, 
Eide abzilleiſten und Erkenntniſſe in Empfang zu nehmen. 

Er hat die ſelbſtſtändige Ausführung der Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung und des Verwaltungsrathes und wohnt 
den Sitzungen des letzteren mit berathender Stimme bei. 

Er iſt der Geuoſſenſchaft qu enüber verpflichtet, die ihm durch 
das Statut oder durch Beſch ie der Genoſſenſchaft auferlegten 
Beſchränkungen einzuhalten. 


8 55. 
„Der General⸗Direetor hat die Generalperſammlung ſelbſt⸗ 
fündig zu berufen, dafern er die Berufung für erforderlich hält, 
Hierzu aber das Einverſtändniß des Verwaltungsraths nicht zu 
erlangen vermag. In dieſem Falle ſteht ihm auch der Vorſitz 
U der Generalverſammlung und die Leitung derſelben zu. 


Die Beſtimmung im $ 47, daß bei Stimmengleichheit der 
Vorſitzende den Ausſchlag zu geben habe, ift nicht anwendbar 
auf diejenigen Fries bern UR in melden ber General- 
Director den Vorfitz führt. 


8 56, 

Der General⸗Director hat die ſpecielle Leitung aller Geſchäfte. 
Er ſtellt die hierzu erforderlichen Beamten, insbeſondere die Direc⸗ 
toren, Subdirectoren, Generalagenten, Specialagenten und Thier⸗ 
ärzte an, ſoweit nicht das Recht dem Verwaltungsrath vorbe⸗ 
halten iſt. Er erſtattet Bericht über den Geſchäftsgang und ſtellt 
Anträge an den Verwaltungsrath. 

Im Falle zeitweiliger Abweſenheit oder a kan n 
der General⸗Director mit feiner Stellvertretung bei Ausübung 
einzelner ſeiner Befugniſſe einen Beamten der Bank beauftragen. 

Der General⸗Director hat mit Zuſtimmung des Verwaltungs⸗ 
raths einen Rendanten anzuſtellen, welcher die Caſſe führt. Der⸗ 
5 hat eine Caution von mindeſtens 15000 Mark in ſicheren 

ertbhapieren, welche deponirt werden, zu beſtellen. 

Die weiteren Beſtimmungen über die Stellung des General⸗ 
Directors, ſowie über die Remuneration, welche in einem feſten 
Gehalte oder in einer Tantisme beſtehen kann, ſind durch einen 
zwiſchen ihm und dem Verwaltungsrathe abzuſchließenden Ver⸗ 
trag zu vereinbaren. 

8 57. 

Der Verwaltungsrath ijt befugt, den General⸗Director wegen 
gröblicher Statut⸗Vernachläſſigung zu ſuspendiren. Der Beſchluß 
muß dem General⸗Director ſchriftlich und mit Gründen verſehen 
zugefertigt werden. Gleichzeitig iſt eine General⸗Verſammlung zu 
berufen, welche den General⸗ Director anzuhören und hierauf in 
deſſen Abweſenheit Befchluß darüber zu dien hat, ob die Sus⸗ 
penſton aufzuheben oder die Entlaſſung auszuſprechen tes 


D. Ober⸗Thierarzt, Thierärzte und Agenten. 
8 58. 
Als techniſcher Rathgeber ſteht dem General⸗Director ein 
e Thierarzt mit dem Titel eines Ober⸗Thierarztes zur 


te. 
8 59. 1 

Zur Vermittelung von Verſicherungen Seiten der Viehbeſitzer 
mit der Bank ſtellt der General⸗Director nach Bedürfniß Agenken 
und Thierärzte an. 

Außerdem kann die General⸗Direction . Perſonen, 
womöglich aus der Zahl der Bankmitglieder, als Vertrauens⸗ 
männer, behuſs Begutachtung der Verſicherungs⸗Aufnahme und 
Hi der von Verluſten beſtellen reſp. den Agenten zuordnen. 
Die ſpecielle Function reſp. Remuneration der vorgenannten Per⸗ 
ſonen wird durch Inſtruction feſtgeſtellt. 


VII. Auflöſung der Bank. 


8 60. 

Der Verwaltungsrath hat bie Auflöſung der Bank auf die 
Tagesordnung der nächſten General⸗Verſammlung zu ſetzen, wenn 
die Geſammtverſicherungsſumme der Bank a 500,000 Mark 
zurückfallen ſollte. 

$ 61. 

Beſchließt bie Geueralverſammlung die Auflöſung ber Bank, 
fo ijt dieſer Beſchluß unverzüglich bekannt zu machen. Die Bekannt⸗ 
machung hat einmal im Amtsblatte des Gerichts, dreimal in 
der Leipziger Zeitung und außerdem in den un ber im 
8 65 genannten Publicationsorgane je einmal zu erfolgen. 

Wird bie Auſlöſung beſchloſſen, ſo hören die beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungen mit dem Ablaufe von zwei Wochen, nachdem die 
erſte Bekanntmachung in der Leipziger Zeitung erfolgt iſt, auf. 


8 62. 

Wenn die Auflöſung der Bank mit ber Eröffnung des Con⸗ 
curſes zu ihrem Vermögen verbunden iſt, ſo iſt den Beſtimmungen 
der Concursgeſetzgebung nachzugehen. »- 

In allen anderen Fällen der Auflöſung ber Bank tritt die 
Liquidation ein. 


Die Liquidation geſchieht durch den General⸗Director, welchem 
die General⸗Verſammlung zwei Liquidatoren zuordnen kann. 
Der Verwaltungsrath überwacht die Liquidation. 


8 63. 


Im Falle ber Liquidation find die Gläubiger der Bank durch 

die im 8 61 Abſatz 1 erwähnten Bekanntmachungen aufzufordern, 
ſich bei der Bank zu melden. 
. Die aus den Büchern erſichtlichen oder in anderer Welfe bes 
kannten Gläubiger der Bank ſind hierzu außerdem durch beſondere 
Erlaſſe aufzufordern. Unterlaſſen ſie die Anmeldung, ſo iſt der 
Betrag ihrer Forderungen gerichtlich niederzulegen. 

Das Letztere muß 910 in Anſehung der noch ſchwebenden 
Verbindlichkeiten und ſonſtigen Forderungen, welche bis zur Ver⸗ 
theilung des Genoſſenſchaftsvermögens nicht zur Erledigung ge⸗ 
bracht werden können, geſchehen. 


5 64. 


Nach Beendigung der Liquidation hat die Liquidatlons⸗Coni⸗ 
miſſion eine Schlußrechnung aufzuſtellen. Dieſelbe iſt vom Ver⸗ 
waltungsrathe zu pritfen und binnen 2 Monaten einer General⸗ 
verſammlung zur Abnahme vorzulegen, 

An der Vertheilung des Vermögens nehmen nur dlefenigen 
Perſonen Theil, welche bei Auflöſung der Bank Mitglieder der 
letzteren waren, und es bleiben von der Vertheilung ausge⸗ 


Der Sächſiſchen Vieh⸗Verſicherungs⸗Bank in Dresden wird im Anſchluß an die Konceſſion vom 28. Mat 1873 mit dem 


ank die Rechte einer juriſtiſchen Perſon im Preußiſchen Staate nicht zuſtehen, der fernere Geſchäftsbetrieb im 
Preußiſchen Staate nach Maßgabe des vorstehenden revidirten Statuts hiermit widerruflich geſtattet, und zwar unter folgenden 


Bemerken, daß der 


oh. A 


will, auf Koſten ber Anſtalt zu veröffentlichen. 


3. Die Anſtalt hat wenigſtens an einem Preußiſchen Orte, in welchem fle Geſchäfte betreibt, einen dort domicllirenden, 
zur Haltung eines Geſchäftslokales verpflichteten Generalbevollmächtigten zu 
Preu iſchen Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten [ 
Anſtalt mit Preußiſchen Staatsangehörigen entſtehenden Verbindlichkeiten vor den in Preußen 
Recht zu nehmen hat. Ebenſo ſind Klagen gegen Verſicherte nur bei den zuſtändigen Königlich 


anhängig zu machen. 


Dieſe Verpflichtungen bezüglich des Gerichtsſtandes ſind in jede für einen Preußiſchen Staatsangehörigen auf⸗ 


uſtellende Police aufzunehmen. 


4. Alle Verträge mit Preußiſchen Staatsangehörigen find von dem Wohnorte des in 
mächtigten oder des Preußiſchen Unteragenten aus abzuſchließen. 
fenen zu Berlin iſt in den erſten | \ i 1 

Verwaltungsberichte, Rechnungsabſchluſſe und der Generalbilanz der Anſtalt eine ee der im verfloſſenen Jahre 
j Ju dieſer Ueberſicht, für deren Aufſtell . g 

ſtimmungen getroffen werden konnen, ift das in Preußen befindliche Actwum 
Die Aufſtellung der Jahresrechnung, ſowie der Bilanz hat nach dem vor⸗ 
geſchriebenen Formular und den daſſelbe erläuternden reglementariſchen Beſtimmungen zu erfolgen. 1 
von dieſem Formulare, ſoweit fie nicht ſchon in den erläuternden Beſtimmungen für zuläſſig erklärt fub, bedürfen 


5. Dem Königlichen Pollzei⸗Prä 6 
in Preußen betriebenen Geſchäfte 1 
Polizei⸗Präſidenten zu Berlin nähere Be 
der Anſtalt geſondert aufzuführen. 


„Zu jeder Veränderung des Statuts ijt zeitig vor dem beabſichtigten Termin für das Inkrafttreten derſelben, bei 
Verluſt der ertheilten Konceſſion, die Genehmigung des Königlich D ( 
und Forſten bei dem Königlich Preußiſchen Polizei⸗Präſidenten zu Berlin nachzuſuch 
2. Die Konceſſton, das Statut, ſowie die etwaigen Aenderungen dieſer Urkunden ) [ ( 
ſonſtigen amtlichen Publicationsorganen derjenigen Preußiſchen Bezirke, in welchen die Anſtalt Geſchäfte betreiben 


m Diejenigen, rückſichtlich welcher am Tage ber Auflöſung 
er Bank die ee der letzteren in Gemäßheit der 
Beſtimmungen in 8 19, Ding 2 und 4, 8 20 Abſatz 3, 8 23 
Abſatz 2, zeitweilig außer Kraft getreten war. - 
Das Vermögen wird unter bie Antheilsberechtigten nach 
demſelben Verhällniſſe vertheilt, in welchem die Verſicherungs⸗ 
ſumme des einzelnen Berechtigten zu dem Geſammtbetrage der 
Verſicherungsſummen aller Berechtigten ſteht. 


VIII. Publications⸗Organe. 
8 65. 
Als Publications⸗Organe dienen der Bank: 
das Dresdner Journal in Dresden, 
der Dresdner Anzeiger in Dresden, 
die Dresdner Nachrichten in Dresden, 
das Leipziger Tageblatt in Leipzig, 
der Deutſche Reichs und Königlich Preußiſche 
Staats⸗Anzeiger in Berlin, 
die Augsburger Abendzeitung in Augsburg, 
die Berliner Börſenzeitung in Berlin. 
Geht eins dieſer Organe ein, ſo genügt bis zur Abänderung 


des Statuts der Erlaß der Bekanntmachung in den übrig bleibenden 


Genoſſenſchafts blättern. 


reußiſchen Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen 
en. : 
find in den Amtsblättern, bezw. 


eſtellen, welcher der Beſtätigung des 
bedarf und wegen aller aus den Geſchäften der 
uftändigen Gerichten 
reußiſchen Gerichten 


Preußen beſtellten General⸗Bevoll⸗ 
IR Monaten eines jeden Geſchäftjahres neben dem 


tellung von dem Königlichen 


Abweſchungen 


der Genehmigung des Königlichen Polizei⸗Präſidenten zu Berlin. 1 e 1 t 
Die Bilan Kirn, tue 105 die oben ER Ueberſicht find alljährlich in dem Deutſchen Reichs⸗ 

und Königlich Preußſſchen eee auf Koften der Anſtalt bekannt zu machen. "d p 
6. Der Generalbevollmächtigte hat fid) zum Vortheil ſämmtlicher bem Preußiſchen Staatsverbande angehörigen Gläubiger 
der Anſtalt perſönlich und erforderlichen Falls unter Stellung hiuläuglicher Sicherheit zu verpflichten, für die Richtig; 
keit der Bilanz und der Ueberſicht des Rechnungsabſchluſſes (Gewinn und Verlust Conto), ſowie der von ihm qe 
führten Bücher einzuſtehen. Außerdem muß derſelbe auf anitliches Verlangen unweigerlich alle diejenigen Meile 


theilungen machen, welche ſich auf den Gejchäftsbetrieb der Anſtalt oder auf den der Preußiſchen Niederlaſſung y 
beziehen, auch die zu dieſem Behufe etwa erforderlichen Schriftſtücke, Bücher, Rechnungen u. ſ. w. zur Einſicht vorlegen. 
Berlin, den 4. Mai 1884. « 

. S.) Der Miniſter für Laudwirthſchaft, Domäuen und Forſteu. ' 
Lucius. Y 


Druck von Wilh. Brummer, Dresden, Züpferftraße 11. 


